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Einleitung 

1. Das Problem 

Es wird überliefert, daß im Jahre 1510 der Bildhauer Tilman Riemen-
schneider, der die Herstellung eines Sakramentshäuschens für den 
Würzburger Dom übernommen hatte, zehn Tage lang auf das vom Be-
steller zu liefernde Gerüst warten mußte und deswegen eine Entschädi-
gung erhieltl. 

Hieran zeigt sich die Tradition der vorliegend behandelten Problem-
stellung, die daran anknüpft, daß für die Durchführung eines Werk-
vertrags regelmäßig ein Mitwirken des Bestellers erforderlich ist, ohne 
das der Unternehmer das versprochene Werk nicht herstellen kann. Die 
gängigsten Beispiele für solche werkvertraglichen Mitwirkungshand-
lungen sind Lieferung des zu bearbeitenden Stoffs, Bereitstellen von 
Raum, in oder an dem gearbeitet werden soll, und schließlich persön-
liches Erscheinen, etwa zur Anprobe oder Porträtsitzung. Erbringt der 
Besteller solche Mitwirkungshandlungen nicht, nicht rechtzeitig oder 
nur mangelhaft, so stellt sich das Problem, welche rechtlichen Sanktio-
nen an solche Verletzungshandlungen zu knüpfen sind. Diese Frage wie-
derum läßt sich erst angemessen beantworten, wenn die rechtliche Ein-
ordnung der Bestellermitwirkung geklärt ist. 

Das BGB hat entsprechend der besonderen Bedeutung der Besteller-
mitwirkung für die Durchführung des Werkvertrags dieser in §§ 642, 
643 und 645 Abs. 1 S. 2 eigene Vorschriften gewidmet. Daß trotz dieser 
Bestimmungen und trotz der Tradition einerseits und der - im Lauf 
der vorliegenden Untersuchung sich zeigenden - wachsenden Bedeu-
tung der Problematik um die Bestellermitwirkung andererseits diese 
noch weitgehend ungeklärt ist, zeigt schon ein flüchtiger Blick auf den 
aktuellen Meinungsstand in Rechtsprechung und Literatur. So hat der 
BGH in einem Fall unterlassener Bestellermitwirkung einen Schadens-
ersatzanspruch des Unternehmers aus pVv bejaht2 , in einem anderen 
Fall dem Unternehmer den vollen Vergütungsanspruch zuerkannt3 • In 
der Literatur bewegt sich die Meinungsskala zur rechtlichen Einordnung 

1 Rothenbücher, S.69. 
! BGHZ 11, 80. 
a BGHZ 50, 175. 
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der Bestellermitwirkung von Auffassungen, die lediglich eine Gläubiger-
obliegenheit annehmen, über differenzierende Stellungnahmen bis zu 
solchen, die eine echte Schuldnerpflicht des Bestellers bejahen4 • 

Schon diese kurzen Hinweise zeigen, daß die Problematik der Bestel-
lermitwirkung zentrale Bereiche des vertraglichen Schuldrechts tan-
giert: Es geht um die kategoriale Einordnung als Rechtspflicht oder als 
bloße Obliegenheit, hinsichtlich der Verletzungssanktionen um einen 
Anspruch des Unternehmers auf Erfüllung, Schadensersatz oder Ent-
schädigung, um die Rechtsfolgen aus Schuldnerverzug, Annahmever-
zug oder pVv. 

2. Vorgebensweise 

Die vorliegende Arbeit will zur Klärung der genannten Fragen bei-
tragen. Hierbei soll im ersten Teil die Bestellermitwirkung in ihrer Ent-
wicklung zur aktuellen Problemstellung dargestellt werden, da - wie 
sich zeigen wird - die heutigen Rechtsfragen und Lösungsmöglichkei-
ten nicht unhistorisch betrachtet werden können, sondern das Ergebnis 
eines Prozesses darstellen, der insbesondere in der Auflösung der star-
ren Gläubiger- und Schuldnerfronten besteht. Im Hinblick auf einen zu 
erwartenden Erkenntniswert ist es hierbei ausreichend, im wesentlichen 
die Entwicklung seit Inkrafttreten des BGB nachzuzeichnen, wobei zum 
Verständnis der BGB-Regelungen deren Vorgeschichte miteinzubeziehen 
ist. Bei der historischen Darstellung wird sich zeigen, daß die Mitwir-
kungsproblematik in sich wandelnde Auffassungen vom Schuldverhält-
nis - in denen sich gesellschaftliche Veränderungen reflektieren - ein-
zubinden ist. Betrachtung des Schuldverhältnisses als Organismus, Ent-
wicklung eines vertraglichen Pflichtensystems und Etablierung des Ob-
liegenheitsbegriffs sind hier die wesentlichen Stichpunkte. Nur vor die-
sem allgemeinen Hintergrund der Öffnung des Rechtspflichtsbegriffs 
bis hin zur Anerkennung auch von Gläubigerpflichten sowie der Ver-
feinerung des vertraglichen Pflichtensystems wird die Diskussion um 
die Einordnung der Bestellermitwirkung verständlich, da damit die 
Spannweite der Einordnungsmöglichkeiten vorgegeben ist. Insofern 
orientieren sich Rechtsprechung und Literatur - offen oder unausge-
sprochen - an diesen Entwicklungen, ohne aber bei der Einordnung 
selbst und der Verhängung von Verletzungssanktionen zu widerspruchs-
freien und einheitlichen Lösungen zu kommen. Die Mitwirkungsproble-
matik wird nach wie vor kontrovers diskutiert und behandelt. 

Im zweiten Teil der Arbeit werden zunächst mögliche Argumente und 
Methoden zur Problemlösung vorgestellt und analysiert. Es wird sich 

4 s. dazu eingehend u. 7.2.3. 
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dabei zeigen, daß sich die Vielschichtigkeit der vorliegenden Problema-
tik einer glatten Einheitslösung entzieht. Vielmehr kann nur eine dif-
ferenzierende Interessenanalyse, -bewertung und -abwägung zu sach-
gerechten Lösungen führen. Ein gewisser Schwerpunkt wird hierbei be-
wußt auf die Analyse der Methodik der Interessenabwägung gelegt, um 
eine durch mangelnde Methodenreflexion bedingte "halbierte Rationali-
tät" in Argumentation und Ergebnis zu vermeiden. 

Im dritten Teil werden schließlich die Rechtsfolgen bei Störungen 
hinsichtlich der Erbringung von Mitwirkungshandlungen des Bestellers 
untersucht. 
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